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Bekanntmachungen des Landratsamtes   

 

65  Sitzung des Ausschusses für ÖPNV u. Mobilität am  

14.05.2024 um 17:00 Uhr in Landratsamt Eichstätt  

  

Am Dienstag, 14.05.2024 um 17:00 Uhr findet im großen Sitzungssaal 
des Landratsamtes Eichstätt, Zi.-Nr. 101, Residenzplatz 1, 85072 
Eichstätt, eine Sitzung des Ausschusses für ÖPNV und Mobilität mit 
folgender Tagesordnung statt:  

 

1. VGI-Tarifanpassung zum 01. August 2024 

2.  Betrieb und Finanzierung der Schnellbuslinie X90 

3. Betrieb und Finanzierung des VGI-Flexi Denkendorf  

4. Sachstandsbericht zu aktuellen Themen  

5.  Verschiedenes  

 

Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt.   
 

 

Eichstätt, 07.05.2024 

 

Alexander Anetsberger 
Landrat  

 

 

Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt  

 

66:  Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen  

für die Europawahl am Sonntag, 9. Juni 2024 

 

 

1. Das Wählerverzeichnis für die Europawahl der Stadt Eichstätt 

wird in der Zeit vom 21. Mai 2024 bis 24. Mai 2024 während 

der Dienststunden 

 

Montag bis Donnerstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 

Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

Dienstag und Donnerstag 14.00 bis 16.00 Uhr 

 

im Rathaus, Marktplatz 11, 85072 Eichstätt, Zimmer Nr. 001 

(nicht barrierefrei) 

für Wahlberechtigte zur Einsicht bereit gehalten. Wahlberech-

tigte können die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer 

Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen.  

 

Die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im 

Wählerverzeichnis eingetragenen Personen können Wahlberech-

tigte nur überprüfen, wenn Tatsachen glaubhaft gemacht werden, 

aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 

Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung 

besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 

die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 

des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren ge-

führt, die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist 

oder einen Wahlschein hat.  

 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig und unvollständig hält, 

kann von  

 

Dienstag, 21. bis spätestens Freitag 24. Mai 2024 , 12.00 Uhr, 

im Rathaus, Marktplatz 11, 85072 Eichstätt, Zimmer Nr. 001 

Erdgeschoss (nicht barrierefrei) 

 

Einspruch einlegen. 

Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder-

schrift eingelegt werden. 

 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, 

erhalten spätestens am 19. Mai 2024 eine Wahlbenachrichti-

gung samt Vordruck für einen Antrag auf Erteilung eines Wahl-

scheins. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 

glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wäh-

lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er 

sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 

eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein mit Brief-

wahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrich-

tigung. 

 

A M T S B L A T T  
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4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 176 

Landkreis Eichstätt durch Stimmabgabe in einem beliebigen 

Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Landkreises  
oder durch Briefwahl teilnehmen. 

 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 

5.1 eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte 

Person. 

 

Der Wahlschein kann bis zum Freitag, 07. Juni 2024, 18.00 

Uhr, im Rathaus, Marktplatz 11, 85072 Eichstätt, Zimmer Nr. 

001 Erdgeschoss (nicht barrierefrei) schriftlich, elektronisch o-

der mündlich (nicht aber telefonisch) beantragt werden.  

Wer bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung den Wahlraum 

nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen 

kann, kann den Wahlschein noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, bean-

tragen. 

 

5.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlbe-

rechtigte Person, wenn 

 

a) sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist 

auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis (bei Deutschen nach § 

17 Abs. 1, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahl-

ordnung) bis zum 19. Mai 2024 oder die Einspruchsfrist gegen 

das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung 

bis zum 24. Mai 2024 versäumt hat, 

 

b) ihr Recht auf Teilnahme erst nach Ablauf der unter Buchst. a) 

genannten Fristen entstanden ist, 

 

c) ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden ist 

und die Gemeinde von der Feststellung erst nach Abschluss des 

Wählerverzeichnisses erfahren hat.  

 

Der Wahlschein kann in diesem Fall bei der in Nr. 5.1 bezeichne-

ten Stelle noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, schriftlich, elektronisch 

oder mündlich (nicht aber telefonisch) beantragt werden.  

 

6. Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vor-

lage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu be-

rechtigt ist. Wahlberechtigte mit Behinderungen können sich bei 

der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.  

 

7. Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person 

 

– einen amtlichen Stimmzettel, 

– einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag, 

– einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag mit der Anschrift,  

   an die der Wahlbrief zu übersenden ist, und  

– ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 

Mit der Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen 

wird für die wahlberechtigte Person im Wählerverzeichnis die 

Ausstellung des Wahlscheins vermerkt. Dieser Vermerk hat zur 

Folge, dass die wahlberechtigte Person ohne Wahlschein weder 

in einem Wahllokal noch per Briefwahl wählen kann.  

Gehen die beantragten Wahlunterlagen nicht oder nicht rechtzei-

tig zu, sollten sich die betroffenen Wahlberechtigten umgehend 

an ihr Wahlamt wenden.  

Bis spätestens Samstag, 8. Juni 2024, 12 Uhr, besteht noch die 

Möglichkeit, einen neuen Wahlschein beim Wahlamt zu beantra-

gen, wenn glaubhaft versichert wird, dass der beantragte Wahl-

schein nicht zugegangen ist.  

 

8. Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden übersandt oder 

amtlich überbracht. Sie können auch durch die Wahlberechtigten 

persönlich abgeholt werden.  

An andere Personen können diese Unterlagen nur ausgehändigt 

werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vor-

lage einer schriftlichen Vollmacht und einen amtlichen Ausweis 

nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr 

als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeinde vor 

dem Empfang der Unterlagen schriftlich zu versichern. 

 

9. Eine wahlberechtigte Person, die des Lesens unkundig oder we-

gen einer Behinderung an der Abgabe ihrer Stimme behindert ist, 

kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedie-

nen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. 

Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer 

von der wahlberechtigten Person selbst getroffenen und geäußer-

ten Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleis-

tung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 

selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der wahl-

berechtigten Person ersetzt oder verändert oder wenn ein In-

teressenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist 

zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der 

Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat.  

 

10. Bei der Briefwahl muss der Wahlbrief mit dem Stimmzettel und 

dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle abgesen-

det werden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 

18 Uhr eingeht.  

 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 

ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der Deut-

schen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 

dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.  

 

 

Eichstätt, 06.05.2024 

 

gez. 

 

Josef Grienberger 

Oberbürgermeister 

 
 

Bekanntmachungen anderer Behörden    

 

67 Bekanntmachung der Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Wasserabgabesatzung des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung Denkendorf-Kipfenberg 
(BGS-WAS) vom 25.04.2024 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt der Zweck-

verband zur Wasserversorgung Denkendorf-Kipfenberg folgende Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 
 

§ 1 

Beitragserhebung 

 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung 

der Wasserversorgung einen Beitrag. 
 

§ 2 

Beitragstatbestand 

 

Der Beitrag wird erhoben 

 
(1) für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 

Grundstücke, wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Was-

serversorgungseinrichtung besteht, oder 
 

(2) für tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 
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§ 3 

Entstehung der Beitragsschuld 

 
(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. 
2Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinne 

des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem 
Abschluss der Maßnahme. 

 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand 
vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst 

mit In-Kraft-Treten dieser Satzung. 

 

§ 4  

Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Ei-

gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 

 

§ 5 

Beitragsmaßstab 

 
(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoßfläche der 

vorhandenen Gebäude berechnet. 2Die beitragspflichtige Grundstücksfläche 

wird bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten von mindestens 2.000 m2 Fläche 
(übergroße Grundstücke), bei bebauten Grundstücken auf das Dreifache der bei-

tragspflichtigen Geschoßfläche, mindestens jedoch 2.000 m², bei unbebauten 

Grundstücken auf 2.000 m² begrenzt. 
 

2) 1Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Gescho-

ßen zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 3Dachge-
schoße werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder 

selbständige Gebäudeteile, die nach Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach An-

schluss an die Wasserversorgung auslösen, oder die an die Wasserversorgung 
nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschoßflächenbeitrag 

herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich ei-

nen Wasseranschluss haben. 5Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer An-
satz. 

( 

(3) 1Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung 
zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken, 

wird als Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
2Grundstücke, bei denen die zulässige oder für die Beitragsbemessung maßgeb-
lich vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur unter-

geordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke 

i. S. d. Satzes 1, 1. Alternative. 
 

(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für 

die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vor-
teil erhöht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere, im Fall der Vergröße-

rung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher 

noch keine Beiträge geleistet wurden, 
 

im Falle der Geschoßflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Ge-
schoßflächen sowie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Verviel-

fachung errechnende zusätzliche Grundstücksfläche, 

 
im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Ge-

bäudeteils i. S. d. Absatzes 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die 

Voraussetzungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 
 

(5) 1Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach 

Absatz 3 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug 
der nach Absatz 3 berücksichtigten Geschoßflächen und den nach Absatz 1 Satz 

2 begrenzten Grundstücksflächen neu berechnet. 2Dieser Betrag ist nachzu-

entrichten. 3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschoßflächen, so ist 
für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, 

nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet wurde. 

 

§ 6 

Beitragssatz 

 
Der Beitrag beträgt 

a)  pro m2 Grundstücksfläche 1,90 € 

b) pro m2 Geschoßfläche 8,70 € 

 

 

 

§ 7 

Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 

 

 

§ 7a 

Beitragsablösung 

 
1Der Beitrag kann vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der Ab-

lösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags. 3Ein 

Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.  
 

§ 8 

Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, 

Veränderung, Stilllegung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der 

Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 WAS ist mit Ausnahme des Aufwands, der 

auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse 

entfällt, dem Zweckverband in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 
 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. 
2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Ei-
gentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Ei-

gentümer oder Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend. 
4Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 

 

(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. 2Der 
Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungs-

anspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

§ 9  

Gebührenerhebung 

 
Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung 

Grund- und Verbrauchsgebühren. 

 

§ 9a  

Grundgebühr 

 
(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (Q3) der verwendeten 

Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vo-

rübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der 
Summe des Dauerdurchfluss (Q3) der einzelnen Wasserzähler berechnet. 3So-

weit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, der 

nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 
 

(2) Die Grundgebühr beträgt pro Wasserzähler mit  Dauerdurchfluss (Q3) 

 
bis    Q3      4 m³/h   60,00 €/Jahr 

  
bis    Q3    10 m³/h   80,00 €/Jahr 

  

bis    Q3    16 m³/h   90,00 €/Jahr 
  

über  Q3     16 m³/h  350,00 €/Jahr 

 
 

§ 10 

Verbrauchsgebühr 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungs-

einrichtung entnommenen Wassers berechnet. 
 

(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. 2Er ist 

durch den Zweckverband zu schätzen, wenn 
 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht 
wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den     

    wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 
 

(3) Die Gebühr beträgt 1,66 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
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(4) 1Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler ver-

wendet, so beträgt die Gebühr 1,66 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 
2Die Grundgebühr für Bauwasserzähler oder sonstige bewegliche Zähler beträgt 
netto 5,00 € pro angefangenen Monat. 

 

§ 11  

Entstehen der Gebührenschuld 

 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 
 

(2) 1Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeit-

punkt der betriebsfertigen 
Herstellung des Anschlusses folgt; der Zweckverband teilt dem Gebühren-

schuldner diesen Tag schriftlich mit. 2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit 

dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrund-
gebührenschuld neu. 

 

§ 12  

Gebührenschuldner 

 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld 
Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich 

berechtigt ist. 

 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindli-

chen Betriebs. 

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner; dies gilt auch soweit 

Wohnungseigentümer gemeinsam haften. 

 

§ 13  

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und Verbrauchsge-

bühr werden einen Monat nach Zustellung des Gebührenbescheides fällig. 

 
(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 15.3., 15.6. und 15.9. jeden Jahres Vo-

rauszahlungen in Höhe eines Viertel der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leis-

ten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Zweckverband die 
Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

 

§ 14  

Mehrwertsteuer 

 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehr-
wertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe erhoben. 

 

§ 15  

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner  

 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für 
die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und 

über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage 
entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 

 

§ 16 

Inkrafttreten  

 

(1) Diese Satzung tritt zum 1.1.2025 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 01.10.2013, zuletzt geändert durch Sat-

zungen vom 22.06.2016 und 31.05.2022, außer Kraft. 
 

 

Zweckverband zur Wasserversorgung 

Denkendorf-Kipfenberg 

Denkendorf, den 25.4.2024 

 

Claudia Forster 
Verbandsvorsitzende 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


